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Stellungnahme eingereicht durch: 
 
Kanton:   Verband, Organisation, Übrige:   

Absender:  
Regierungsrat des Kantons Zürich, 
Postfach, 
8090 Zürich 
 
1.  Änderung der Verkehrszulassungsverordnung (VZV; SR 741.51) 
 
1.  Bewilligung für die Durchführung von verkehrsmedizinischen Fahreignungsuntersuchungen 

 
1.1 Sind Sie einverstanden, dass verkehrsmedizinische Fahreignungsuntersuchungen nur noch von Ärzten und 

Ärztinnen mit einer entsprechenden Bewilligung durchgeführt werden dürfen (Art. 47 Abs. 1)? 

  JA, aber  NEIN  keine Stellungnahme / nicht betroffen 

 Bemerkungen: 
Anstatt einer Bewilligungspflicht könnte man wohl auch mit einer Registrierungspflicht der Ärztinnen und Ärzte, 
die in diesem Bereich tätig sein wollen, vorliebnehmen, wobei die Ärztinnen und Ärzte hierfür neben ihren Perso-
nalien die Atteste der Weiterbildung der Gesellschaft für Rechtsmedizin einzureichen haben (analog MEBEKO: 
vom Eidgenössischen Departement des Innern [EDI] geführtes Register über die universitären Medizinalberufe). 
Das EDI bzw. das Bundesamt für Gesundheitswesen (BAG) erteilen die Diplome für universitäre Medizinalperso-
nen, unter anderem auch für die Fachärztin und den Facharzt im Bereich Rechtsmedizin. Die Datenbank MEBE-
KO enthält alle Daten über Personen, die ein oder mehrere medizinische Diplome haben. Der Beruf/Titel der 
«Verkehrsmedizinerin» oder des «Verkehrsmediziners» ist in der Medizinalberufeverordnung (MedBV, SR 
811.112.0) notabene nicht enthalten (siehe insbesondere deren Anhang 1). Die Registrierung kann bei einer vom 
Kanton bezeichneten Stelle erfolgen (welche durchaus auch die asa sein könnte) und die Daten sollen allen Kan-
tonen im Abfrageverfahren zur Verfügung stehen (auch dann, wenn keine gesamtschweizerische Datenbank zu-
stande kommen sollte). Mit einer derartigen Registrierung würde die für die kantonalen Strassenverkehrsbehörden 
aufwendige Bewilligungsadministration, die nicht zum Kerngeschäft der Strassenverkehrsämter bzw. der ADMAS-
Behörden gehört, sondern in den Zuständigkeitsbereich der kantonalen Gesundheitsdirektionen fallen würde, 
zugunsten einer weniger formalen und damit einfacher zu handhabenden Lösung entfallen. 
 

 
1.2 Sind Sie mit der Einteilung der Bewilligung in die Stufen 1, 2, 3 und 4 einverstanden (Art. 47 Abs. 2 i.V.m. 

Art. 11a Abs.1 und 2 und Art. 11b Abs. 1 Bst. a und c sowie Art. 29a Abs. 1 Bst. a)? 

  JA, aber  NEIN  keine Stellungnahme / nicht betroffen 

 Bemerkungen: 
Die Einteilung der Bewilligung in verschiedene Stufen erscheint grundsätzlich sinnvoll. Allerdings fragt es sich, 
ob 

• die als Voraussetzung für die Erteilung der Bewilligung vorgesehenen Module 1–6 der Fortbildung der 
SGRM für Haus- und Vertrauensärztinnen und -ärzte, die ja innerhalb eines ganzen oder z. T. halben 
Tags absolviert werden können und die mutmasslich in grossen Hörsälen mit grossem Publikum stattfin-
den werden, tatsächlich zu einer substanziellen Qualitätsverbesserung in den Fahreignungsuntersuchun-
gen führen werden. Diesbezüglich haben wir jedenfalls gewisse Bedenken. Der Qualitätssicherung im 
Bereich dieser Weiterbildungsangebote wird jedenfalls eine grosse Bedeutung zukommen. 

• es für die verkehrsmedizinischen Untersuchungen wirklich vier Stufen braucht, oder ob nicht auch drei 
Bewilligungsstufen genügen würden. Wir sind der Auffassung, dass die Bewilligungsstufen 2 und 3 oder 
aber die Stufen 3 und 4 zusammengelegt werden sollten, nachdem in der Praxis die auf die einzelne Ver-
trauensärztin oder den einzelnen Vertrauensarzt entfallenden Untersuchungsfälle gemäss Stufe 3 an-
zahlmässig marginal bleiben dürften. Selbstredend müsste Art. 47 E-VZV entsprechend angepasst wer-
den, insbesondere auch bezüglich der Zweituntersuchungen. Gibt es nur Bewilligungsstufen, sind auch 
die Ärzteweiterbildung und das Bewilligungswesen einfacher.  

 
Die VZV regelt weder Kosten für den Erwerb der Bewilligung zur Vornahme von verkehrsmedizinischen Untersu-
chungen (Ziff. 1.1 oben) noch für die Untersuchung durch die Verkehrsmediziner der verschiedenen Stufen 
(Ziff. 1.2). Die Einführung der neuen Regelungen darf nicht zu einem erheblichen Mehraufwand führen. 
In den nachfolgenden Bemerkungen wird darauf verzichtet, überall, wo Bewilligungsstufen erwähnt sind, auf die-
sen Vorschlag hinzuweisen. Vielmehr werden entsprechende Anpassungen der diesbezüglichen Verordnungsbe-
stimmungen im Sinne dieses Vorschlags vorausgesetzt. 
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1.3 Sind Sie mit den Erteilungsvoraussetzungen einverstanden (Art. 48)? 

  JA, aber  NEIN  keine Stellungnahme / nicht betroffen 

 Bemerkungen: 
Vgl. oben Ziff. 1.2. Die Erteilungsvoraussetzungen für die Bewilligungsstufen 2 und 3 oder 3 und 4 können dem-
nach zusammengelegt werden. 
Bezüglich Abs. 4 soll die SGRM, Sektion Verkehrsmedizin, dazu angehalten werden, die fachlichen Kriterien für 
die «als gleichwertig anerkannten Titel» zu definieren. 
 

 
1.4 Sind Sie mit der Befristung der Bewilligung und den Voraussetzungen für die Verlängerung der Gültigkeits-

dauer einverstanden (Art. 49 Abs. 2 und Art. 50)? 

  JA  NEIN  keine Stellungnahme / nicht betroffen 

 Bemerkungen: 
 
 
 

 
1.5 Sind Sie mit dem Verfahren nach einem nicht eindeutigen Ergebnis einer verkehrsmedizinischen Fahreig-

nungsuntersuchung einverstanden (Art. 11abis und Art. 27bis)? 

  JA  NEIN  keine Stellungnahme / nicht betroffen 

 Bemerkungen: 
In Art. 27bis Abs. 2 E-VZV sollte angegeben werden, auf welchen Absatz von Art. 27 Bezug genommen wird, weil 
dort eine Buchstabenunterteilung in mehr als einem Absatz vorkommt. 
 

 
1.6 Sind Sie einverstanden, dass bei Fahren in angetrunkenem Zustand mit einer Blutalkoholkonzentration von 

1,6 Gewichtspromille oder mehr die kantonale Behörde die betreffende Person zur Fahreignungsunter-
suchung an einen Arzt oder eine Ärztin mit einer Bewilligung der Stufe 4 weist (Art. 29a Abs. 1 Bst. a)? 

  JA, aber  NEIN  keine Stellungnahme / nicht betroffen 

 Bemerkungen: 
Die Administrativmassnahmenbehörden der Schweiz sind trotz der Zusicherung der SGRM, ab 1. Januar 2014 
über schweizweit genügend personelle Ressourcen zu verfügen, um die notwendigen Fahreignungsuntersuchun-
gen bei Fahren in angetrunkenem Zustand mit einer Blutalkoholkonzentration von 1,6 Gewichtspromille oder mehr 
vollständig abdecken zu können, ausgesprochen skeptisch, ob damit der zu erwartenden, sehr hohen Zahl von 
zusätzlichen Fahreignungsabklärungen aufgrund Fahrens in angetrunkenem Zustand (FiaZ) tatsächlich bestmög-
lich begegnet werden kann. Es wird ja mit einer Verfünf- bis Verneunfachung der FiaZ-
Fahreignungsabklärungsfälle im Vergleich zu heute gerechnet. Es mag sein, dass «08/15-Abklärungsfälle» 
inskünftig tatsächlich innerhalb von drei Monaten nach Falleingang mit einem Gutachten erledigt werden können. 
Es steht aber zu befürchten, dass die versprochene Frist von drei Monaten in vielen Fällen, in denen sich die Not-
wendigkeit von gewissen Zusatzabklärungen ergibt (z. B. Beizug von externen Untersuchungsberichten, fachärzt-
liche Zusatzabklärungen z. B. wegen möglichen Fahreignungsmängeln, die im Rahmen der Suchtabklärungen 
zutage treten werden, und dgl.), nicht einzuhalten sein wird oder aber dass die entsprechenden verkehrsmedizini-
schen Institute zwar die FiaZ-Fahreignungsabklärungsfälle tatsächlich innert der versprochenen Frist von drei 
Monaten erledigen, dafür aber alle anderen Abklärungsgeschäfte entsprechend länger dauern. 
Ein weiteres Problem wird in der fehlenden regionalen Verankerung der Ärztinnen und Ärzte mit Bewilligungsstufe 
4 gesehen. In vielen Regionen der Schweiz gibt es keine solche Ärztinnen und Ärzte bzw. keine rechtsmedizini-
sche Abteillungen von Instituten der SGRM. Somit wird es – wenn die FiaZ-Fahreignungsabklärungsfälle aus-
schliesslich den Ärztinnen und Ärzten mit Bewilligungsstufe 4 vorbehalten bleiben – für die betroffenen Personen 
weite Reisen brauchen, um sich der notwendigen Abklärung/Untersuchung zu unterziehen. Die interdisziplinäre 
Zusammenarbeit der Administrativmassnahmenbehörden mit den Abklärungsstellen wird bei grossen Distanzen 
auch nicht eben erleichtert. 
Aus diesem Grunde wäre es sehr wünschenswert, die SGRM würde nicht nur eine Höchstdauer bei FiaZ-
Suchtabklärungen verbindlich versprechen, sondern auch weitere Filialstandorte in diesbezüglich schlecht er-
schlossenen Gegenden der Schweiz einrichten. Ob und inwieweit sie dazu seitens des Bundes in die Pflicht ge-
nommen werden kann, muss an dieser Stelle offen bleiben.  
 

 
1.7 Sind Sie mit dem Übergangsrecht einverstanden (Art. 151i Abs. 5)? 

  JA  NEIN  keine Stellungnahme / nicht betroffen 

 Bemerkungen: 
Die Einführung dieser VZV-Revision auf 1. Januar 2014 ist für die Leistungserbringer der Fachapplikationen zu 
kurzfristig. Auch die Strassenverkehrsämter können diese Neuerungen (z. B. neu nur noch zwei medizinische 
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Gruppen) unmöglich auf den 1. Januar 2014 einführen mit allen notwendigen Vorbereitungen und EDV-
Anpassungen samt den notwendigen Tests. Somit ist das Inkrafttreten dieser VZV-Revision auf 1. Januar 2015 zu 
verschieben. 
Das Bewilligungswesen für die Zulassung von Ärztinnen und Ärzten zu Vertrauensärztinnen und -ärzten der Stras-
senverkehrsämter, die notwendige Mitwirkung der Ämter für Organisation und Durchführung der Weiterbildungen 
sowie das Qualitätsmanagement im Bereich der Weiterbildungen für die Vertrauensärztinnen und -ärzten stellen 
für die Kantone und die betroffenen Strassenverkehrsämter neue Aufgaben dar, für die innerkantonal departe-
ments-/direktions-übergreifende Lösungen und Prozesse gesucht werden müssen, u. U. innerkantonales Recht 
angepasst werden muss und nicht zuletzt Softwarelösungen gesucht und Anpassungen bei den bestehenden 
Applikationen vorgenommen werden müssen. Auch wenn gewisse Teilaspekte dieser Aufgaben an die Vereini-
gung der Strassenverkehrsämter (asa) oder an interdisziplinär zusammengesetzte Qualitätssicherungskommissio-
nen delegiert werden können, wird die Zeit zwischen dem 3. Quartal 2013 (mutmasslicher Zeitpunkt des Bekannt-
werdens der definitiven VZV-Revision) bis Ende 2015 nicht ausreichen, um einerseits rechtzeitig genügend Ärztin-
nen und Ärzte gemäss den vorgesehenen Stufen auszubilden (in Grosskantonen wird es eine vierstellige Anzahl 
von zugelassenen Vertrauensärztinnen und -ärzten brauchen), und anderseits in den Kantonen rechtzeitig die 
Bewilligungsadministration aufzubauen, Softwarelösungen zu entwickeln und die bestehenden Strassenver-
kehrsamts-Applikationen anzupassen. Es bedarf daher einer Übergangsregelung, die bis Ende 2016 dauert. 
Eine so lange Übergangsfrist ist auch sachlich durchaus vertretbar, denn die Schweiz hat im Bereich der ver-
trauensärztlichen Fahreignungsuntersuchungen in den letzten Jahren grosse Fortschritte gemacht und nunmehr 
kein gravierendes Qualitätsproblem, dem nur mit einer geradezu blitzartigen Einführung des Stufensystems und 
eines dazugehörigen Bewilligungswesens beizukommen wäre. Immerhin darf an dieser Stelle auch daran erinnert 
werden, dass die Schweiz zumindest im Segment der Seniorinnen und Senioren innerhalb der deutschsprachigen 
Nachbarländer der einzige Staat ist, der periodische medizinische Fahreignungsuntersuchungen überhaupt kennt! 
Es gibt im Übrigen Kantone in der Schweiz, in denen – wiederum zumindest im Segment der periodischen medizi-
nischen Kontrollen der Senioren – die Hausärztinnen und Hausärzte bzw. beliebige Fachärztinnen und -ärzte als 
Vertrauensärztinnen und -ärzte zugelassen sind, ohne dass diese Zulassung in einem Formalakt, einer Bewilli-
gungserteilung, zum Ausdruck gebracht wird (so z. B. Zürich). Für diese Kantone wäre eine Formulierung der 
Übergangsbestimmung von Art. 151i Abs. 5 E-VZV in folgendem Sinne weit praktikabler:  

5 Verkehrsmedizinische Untersuchungen, für deren Durchführung ab dem Inkrafttreten dieser Verordnungsän-
derung eine Bewilligung erforderlich ist, dürfen von Ärzten, die zur Durchführung solcher Untersuchungen 
bereits vor dem Inkrafttreten dieser Verordnungsänderung zugelassen waren, noch bis am 31. Dezem-
ber 2016 ohne Bewilligung durchgeführt werden. 

Damit würde sich die bereits beim Inkrafttreten dieser Verordnungsänderung notwendige Bewilligungsadministra-
tion in solchen Kantonen auf Ärztinnen und Ärzte beschränken, die im Zeitpunkt des Inkrafttretens noch nicht als 
Haus- oder Fachärztinnen oder -ärzte tätig waren.  
Zu fordern ist im Zusammenhang mit dem Übergangsrecht ausserdem, dass Vertrauensarzt-Weiterbildungen aus 
jenen Kantonen, in welchen bereits vor Inkrafttreten dieser VZV-Revision von der SGRM anerkannte oder durch-
geführte Weiterbildungsveranstaltungen stattgefunden haben, als Weiterbildung im Sinne der revidierten VZV 
anerkannt und Bewilligungen gestützt darauf erteilt werden können.  
 

 
2.  Bewilligung für die Durchführung von verkehrspsychologischen Fahreignungsuntersuchungen 

 
2.1 Sind Sie einverstanden, dass verkehrspsychologische Fahreignungsuntersuchungen nur noch 

von Psychologen und Psychologinnen mit einer entsprechenden Bewilligung durchgeführt werden dürfen 
(Art. 52 Abs. 1)? 

  JA  NEIN  keine Stellungnahme / nicht betroffen 

 Bemerkungen: 
 
 
 

 
2.2 Sind Sie mit den Erteilungsvoraussetzungen einverstanden (Art. 52 Abs. 2)? 

  JA  NEIN  keine Stellungnahme / nicht betroffen 

 Bemerkungen: 
 
 
 

 
2.3 Sind Sie mit der Befristung der Bewilligung und den Voraussetzungen für die Verlängerung der Gültigkeits-

dauer einverstanden (Art. 53 Abs. 2 und Art. 54)? 

  JA  NEIN  keine Stellungnahme / nicht betroffen 

 Bemerkungen: 
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2.4 Sind Sie mit dem Übergangsrecht einverstanden (Art. 151i Abs. 6 und 7)? 

  JA  NEIN  keine Stellungnahme / nicht betroffen 

 Bemerkungen: 
Zum Inkrafttreten und zur Übergangsfrist ist auf die Bemerkungen in Ziff. 1.7 zu verweisen, die hier analog gelten. 
 

 
3.  Anhang 1 

 3.1 Sind Sie mit der Einteilung in zwei medizinische Gruppen einverstanden? 

  JA, aber  NEIN  keine Stellungnahme / nicht betroffen 

 Bemerkungen: 
Unter Hinweis auf unsere Ausführungen in Ziff. 1.7 ist hier nochmals zu betonen, dass wir unser Einverständnis zu 
dieser neuen Einteilung in zwei medizinische Gruppen nur geben können, wenn deren Einführung nicht auf 
1. Januar 2014 sondern erst auf 1. Januar 2015 erfolgt. Eine Umsetzung dieser neuen Einteilung auf 1. Januar 
2014 wäre in der Praxis schlicht unmöglich, weil die erforderlichen Vorbereitungsarbeiten hierfür deutlich mehr Zeit 
als nur bis Ende 2013 erfordern. 
 

 3.2 Sind Sie inhaltlich mit den Mindestanforderungen einverstanden? 

  JA, aber  NEIN  keine Stellungnahme / nicht betroffen 

 Bemerkungen: 
Der Umstand, dass bei Sehwerten unter 0,7 bzw. unter 0,2 ein Zeugnis einer augenärztlichen Untersuchung ein-
gereicht werden soll, bedeutet für die Strassenverkehrsämter einen sehr grossen Mehraufwand, weil davon aus-
zugehen ist, dass diese augenärztlichen Zeugnisse wahrscheinlich in den meisten Fällen nicht direkt mitgeschickt 
werden, sondern nachgefordert werden müssen. Dadurch wird es häufig Probleme mit der Einhaltung der Frist 
geben, zumal die Augenärztinnen und -ärzte erfahrungsgemäss sehr stark ausgebucht sind. Wir halten dafür, dass 
untersuchungsberechtigte Ärztinnen und Ärzte (Bewilligungsstufe 1 oder höher) auch bei Sehwerten unter 0,7 
bzw. unter 0,2 gänzlich über die Fahreignung entscheiden können sollten, insbesondere da die medizinischen 
Mindestanforderungen (0,5 / 0,2) an das Sehvermögen mit diesen Werten (0,7 bzw. 0,2) gut erreicht werden und 
die Ärztinnen und Ärzte zur Erlangung der für die Untersuchung nötigen Bewilligungsstufe eine verkehrsmedizini-
sche Schulung absolviert haben. 
 

 
4.  Sind Sie mit den vorgeschlagenen Änderungen des Anhangs 2 einverstanden? 

  JA  NEIN  keine Stellungnahme / nicht betroffen 

 Bemerkungen: 
 
 
 

 
5.  Sind Sie mit den vorgeschlagenen Änderungen des Anhangs 3 einverstanden? 

  JA  NEIN  keine Stellungnahme / nicht betroffen 

 Bemerkungen: 
 
 
 

 
6.  Sind Sie einverstanden, dass das Ergebnis einer augenärztlichen Untersuchung neu auf dem Formular 

nach Anhang 3a dokumentiert werden muss (Art. 11a Abs. 3 und Art. 27 Abs. 5)? 

  JA  NEIN  keine Stellungnahme / nicht betroffen 

 Bemerkungen: 
 
 
 

 



   
FRAGEBOGEN 

5 / 9 
 

7.  Sind Sie mit den vorgeschlagenen Änderungen des Anhangs 4 Ziffern 4, 5 und 6 einverstanden? 

  JA, aber  NEIN  keine Stellungnahme / nicht betroffen 

 Bemerkungen: 
Die Fragen betreffend Probleme mit Alkohol, Betäubungsmitteln oder Arzneimitteln und betreffend psychischer 
Erkrankung (Ziff. 5.2 Fragen 1 und 3) sind zu unbestimmt formuliert. Was sind z. B. Probleme mit Arzneimitteln? 
Wir schlagen deshalb vor, dass die Fragen 1 und 2 sowie die Fragen 3 und 4 je zu einer Frage zusammengeführt 
werden. Dadurch ist betreffend suchtgefährlicher Substanzen und psychiatrischer Erkrankung nur je zu beantwor-
ten, ob die gesuchstellende Person deswegen in ambulanter oder stationärer Behandlung war. So werden zwei 
klare Fragestellungen erreicht. 
 
Nach Ziff. 5.4 ist im Verordnungsentwurf der Satz «Falls eine der Fragen unter 5.1– 5.3 mit ‹Ja› beantwortet wird, 
muss diesem Gesuch ein Bericht des behandelnden Arztes beigelegt werden (andernfalls ...).» angefügt. Dieser 
Satz ist zu streichen. Nicht die Kundin oder der Kunde sondern das Strassenverkehrsamt entscheidet, wann und 
an welche Stelle sowie insbesondere welche ärztlichen Unterlagen eingereicht werden müssen und von welchen 
Ärztinnen und Ärzten Berichte anerkannt werden. Dieser Satz würde somit unnötige und die Kundschaft zu Recht 
verärgernde Leerläufe verursachen. 
 

 
8.  Ausstellung des unbefristeten Führerausweises 

 
Sind Sie mit der Verlängerung der Frist zum Nachholen der Weiterausbildung für die Inhaber und Inhaberinnen 
eines Führerausweises auf Probe einverstanden (Art. 24b Abs. 2)? 

  JA  NEIN  keine Stellungnahme / nicht betroffen 

 Bemerkungen: 
Eine Regelung, die es einer Inhaberin oder einem Inhaber des Führerausweises auf Probe (FaP) erlaubt, trotz 
Ablauf der Gültigkeitsdauer des Ausweisdokuments noch während zwei Jahren Weiterausbildungsangebote zu 
besuchen und damit noch während zwei Jahren nach Ablauf der Gültigkeitsdauer des FaP in den Besitz eines 
unbefristeten Führerausweises (FAK) zu kommen, widerspricht dem gesetzgeberischen Grundgedanken, der 
seinerzeit zur Einführung des FaP geführt hat. Der Gesetzgeber wollte damals mit der Einführung der Zweipha-
senausbildung dafür sorgen, dass die praktische Fahrerfahrung und die Weiterausbildung miteinander einherge-
hen und dass nach Ablauf einer so gestalteten Dreijahresfrist (Probezeit) der unbefristete FAK erteilt werden kann, 
und zwar mit bestmöglicher Gewissheit, dass die Ausweisinhaberin bzw. der Ausweisinhaber das während der 
dreijährigen Gültigkeitsdauer des FaP Erlernte bei Erteilung des unbefristete FAK auch tatsächlich noch präsent 
hat. Wenn man nun – um Härtefallentscheidungen zu vermeiden – zulässt, dass die obligatorische Weiterausbil-
dung auch noch zwei Jahre nach Ablauf der Gültigkeitsdauer des FaP besucht werden kann und danach ohne 
Weiterungen einen FAK ausstellt, so wäre dies – angesichts des möglicherweise sehr langen Unterbruchs der 
Fahrpraxis – ein Schritt in die falsche Richtung, dies umso mehr als es zur Erlangung des FAK inskünftig allenfalls 
nicht mehr zwei Weiterausbildungstage brauchen wird, sondern bloss noch einen (vgl. Opera-3). Wir sind deshalb 
der Auffassung, dass die Nachfrist zum Nachholen der Weiterausbildung für die Inhaberinnen und Inhaber eines 
FaP auf längstens ein Jahr ausgedehnt werden sollte. 
 

 
9.  Führerausweise für Personen mit Wohnsitz im Ausland 

 
Sind Sie mit der vorgeschlagenen Änderung einverstanden (Art. 24h)? 

  JA, aber  NEIN  keine Stellungnahme / nicht betroffen 

 Bemerkungen: 
Wir beantragen, dass Abs. 3 in eine Kann-Vorschrift umformuliert wird. Wir begrüssen zwar, dass hier neu auch in 
den im Abs. 3 umschriebenen Fällen den Strassenverkehrsämtern ausdrücklich die Möglichkeit geboten wird, 
einen neuen befristeten FAK auszustellen. Die in diesem Absatz geregelten Konstellationen sind in der Praxis 
selten, dafür aber betreffend die gesamten Umstände sehr verschieden. Deshalb ist hier die Ausstellung eines 
neuen befristeten FAK nicht in allen Fällen die geeignete Lösung. Mit einer Kann-Vorschrift wird dieser Vielfalt 
sinnvoll Rechnung getragen. 
 

 
10.  Sind Sie mit der vorgeschlagenen Änderung des Anhangs 12 Ziffer V einverstanden? 

  JA  NEIN  keine Stellungnahme / nicht betroffen 

 Bemerkungen: 
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11.  Haben Sie Bemerkungen zu den übrigen vorgeschlagenen Änderungen? 

 
 
Art. 27ter E-VZV: 
Die Praxis der MEDKO- und Administrativmassnahmenbehörden zeigt, dass die Akzeptanz von negativen ver-
kehrsmedizinischen Untersuchungsergebnissen bei den Betroffenen im Vergleich zu früher markant abnimmt. 
Eine Regelung, die betroffenen Personen das Recht belässt, negative verkehrsmedizinische Untersuchungsresul-
tate mehrfach durch Ärztinnen und Ärzte, die eine Bewilligung einer höheren Stufe als derjenigen der erstuntersu-
chenden Ärztin oder des erstuntersuchenden Arztes besitzen, überprüfen zu lassen, wird diese sinkende Akzep-
tanz noch steigern und die Behörden zwingen, auch bei glasklaren Resultaten der Erstuntersuchung Zweit- und 
ev. Drittuntersuchungen durchzuführen, bevor der behördliche Entscheid ergeht. Damit werden diese Verfahren 
nicht nur viel aufwendiger zu führen sein, sondern sie werden – was schwerer wiegt – dazu führen, dass medizi-
nisch nicht fahrgeeignete Personen noch länger am motorisierten Strassenverkehr teilnehmen können, als eigent-
lich verantwortbar wäre. Wir beantragen deshalb, auf diese Bestimmung ersatzlos zu verzichten.  
 
Art. 27quater E-VZV: 
Die kantonale Praxis macht von der bereits heute bestehenden Möglichkeit der Beschränkung von Führerauswei-
sen (namentlich auf bestimmte Örtlichkeiten) nur sehr zurückhaltend Gebrauch, weil Einschränkungen der Fahr-
eignung hinsichtlich der medizinischen Mindestanforderungen in aller Regel zu einem Sicherheitsrisiko im heuti-
gen Strassenverkehr führen. Es können z. B. bei Personen, denen bloss noch Fahrten in der näheren Umgebung 
ihres Wohnorts gestattet sind, auch auf der Fahrt zum Dorfladen Gefahren lauern, denen die Betroffenen aufgrund 
ihrer eingeschränkten Fahreignung nicht mehr gewachsen sind. Gleiches gilt für zeitliche Beschränkungen und 
solche bezüglich bestimmter Strassentypen oder Fahrzeugarten. Wir halten deshalb dafür, dass an der heutigen 
Rechtslage nichts geändert werden, sondern gegenteils verhindert werden sollte, dass solche – bei genauerem 
Hinsehen unter dem Aspekt der Verkehrssicherheit zumeist eher fragwürdige – Beschränkungen wieder aufleben. 
Wird die Möglichkeit der Beschränkung von Führerausweisen im Sinne von Art. 27quater Abs. 2 VZV in die Rechts-
ordnung aufgenommen, so werden die MEDKO- und Administrativmassnahmenbehörden inskünftig in sehr viel 
mehr Fällen als heute mit entsprechenden Begehrlichkeiten von betroffenen Personen konfrontiert sein, und es 
werden sich auch in den betroffenen Kreisen die Namen derjenigen Ärztinnen und Ärzte herumsprechen, die sol-
chen Beschränkungen eher befürwortend gegenüber stehen. Der Verkehrssicherheit ist damit kein Dienst erwie-
sen! Auf diese Bestimmung ist deshalb ebenfalls ersatzlos zu verzichten. 
 
Art. 29b E-VZV: 
Diese Bestimmung verpflichtet die Behörde zu Abklärungen betreffend die Fahreignung von Personen, die von 
Privatpersonen bei der Behörde als nicht oder fraglich fahrgeeignet gemeldet wurden. Dabei hat dem Abklärungs-
verfahren kein «Eintretensentscheid» der Behörde voranzugehen, in welchem z. B. die Interessenlage der mel-
denden Personen geprüft und in die Abwägungen miteinbezogen wird. Vielmehr wird Privatpersonen, die solche 
Meldungen erstattet haben, auf Wunsch hin vollständige und nachhaltige Anonymität zugesichert. Damit wird 
missbräuchlichen Meldungserstattungen Tür und Tor geöffnet und die Administrativbehörden können so zum 
Instrument von Personen werden, die anderen aufgrund von familienrechtlichen Zwisten, Nachbarschaftsstreitig-
keiten und dergleichen Schwierigkeiten bescheren wollen. Der Administrativbehörde kommt in diesen Fällen dann 
lediglich noch die Aufgabe zu, den Ärger der Betroffenen über sich ergehen zu lassen und Nebenverfahren bezüg-
lich der Frage der Geheimhaltung der Meldung erstattenden Person (und der Frage der genügenden gesetzlichen 
Grundlage hierfür, welche mehr als fraglich erscheint) führen zu müssen.  
Wir schlagen daher vor, Satz 1 von Art. 29b wie folgt zu formulieren:  

1 Meldet eine Privatperson der kantonalen Behörde Zweifel an der Fahreignung einer anderen Person, so 
kann die kantonale Behörde beim behandelnden Arzt einen Bericht einholen. ... 

Diese Regelung würde es der Behörde gestatten, dem Verfahren eine – vielleicht auch bloss oberflächliche - Prü-
fung der hinter der Meldungserstattung stehenden Interessenlage vorangehen zu lassen und auf die Einleitung 
eines möglicherweise unergiebigen Verfahrens zu verzichten, wenn der Meldungserstattung nicht ein erhöhtes 
Mass an Glaubhaftigkeit und Plausibilität anhaftet. Die Glaubwürdigkeit der Meldung ergibt sich – entgegen den 
Erläuterungen des ASTRA zu dieser Verordnungsänderung – keineswegs bereits zwingend aus dem Umstand, 
dass die Meldung nicht anonym erfolgt ist. 
Ein Beispiel mag die Forderung verdeutlichen: Eine Mitarbeiterin oder ein Mitarbeiter einer kantonalen ADMAS-
Behörde, die oder der mit Unterschriftsberechtigung ausgestattet ist, wird inskünftig Gefahr laufen, mehrmals pro 
Jahr Arztzeugnisse betreffend die eigene Fahreignung einzureichen, weil möglicherweise eine Reihe von Betroffe-
nen, deren Fahreignung behördlich verneint wurde, quasi als Retourkutsche die Fahreignung der Amtsperson in 
Frage stellt. Solchen und anderen Missbräuchen, die sich aufgrund eines Abklärungsobligatoriums einstellen wür-
den, muss entgegen getreten werden. Eine fakultative Abklärung nach Ermessen der ADMAS-Behörde ist 
dafür das richtige Mittel. 
Nur am Rande sei bemerkt, dass die vorgesehene Regelung auch für die als fraglich fahrgeeignet gemeldete 
Person weitreichende und rechtlich fragwürdige Konsequenzen haben kann. Wer sich, weil er überhaupt nicht in 
ärztlicher Behandlung steht und vielleicht nicht einmal eine Hausärztin oder einen Hausarzt hat, aufgrund einer 
nicht gerechtfertigten Meldung einer Privatperson einer verkehrsmedizinischen Abklärung der Fahreignung zu 
unterziehen hat, hat für die Kosten dieser Untersuchung mutmasslich recht tief in die Taschen zu greifen, je nach-
dem bei welcher Abklärungsstelle er die Fahreignung untersuchen lassen muss.  
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Art. 42 Abs. 2 E-VZV: 
Diese neue Bestimmung will die Kontrolle der ausländischen Führerausweise in der Schweiz erleichtern, was wir 
begrüssen. Sie geht aber zu weit, indem sie zusätzlich zur ausdrücklichen und verständlichen Dokumentation der 
Motorfahrzeugkategorien im Ausweis auch noch die lateinische Schrift verlangt. So dürfte eine erhebliche Zahl von 
Inhaberinnen und Inhabern ausländischer Führerausweise neu mit diesen Ausweisen nicht mehr in der Schweiz 
fahren, was uns als unverhältnismässig erscheint. 
 

 
2. Änderung der Verkehrsregelnverordnung (VRV; SR 741.11) 
 
1.  Sind Sie mit den Änderungen betreffend das Verbot, unter Alkoholeinfluss zu fahren, einverstanden 

(Art. 2a)? 

  JA, aber  NEIN  keine Stellungnahme / nicht betroffen 

 Bemerkungen: 
Art. 2a Abs. 1 Bst. e: Der Begriff «mitwirkende Personen» ist klarer zu definieren. Ist damit lediglich die Begleitper-
son, welche Einfluss auf das Fahrverhalten nehmen kann, gemeint? In diesem Fall ist der Begriff «Begleitperson» 
beizubehalten.  
Art. 2a Abs. 1 Bst. f: Die Formulierung ist unklar im Zusammenhang mit Art. 24 Abs. 2 VZV.  
Beispiel: Ein 16-jähriger Junglenker erwirbt die Kategorie G. Mit 18 Jahren erwirbt er die Kategorie B. Welche 
Promillegrenze gilt, wenn er mit einem Traktor fährt? (Gemäss Art. 24a Abs. 2 VZV wird die Kategorie G auch mit 
der Probezeit belegt). Gelten nun für beide Kategorien 0,1 Promille? Falls dies nicht der Fall ist, ergeben sich 
Probleme im Vollzug, da bei beiden Kategorien das Datum der Probezeit im Ausweis eingetragen ist. 
 
 

 
2.  Verwendung der Lichter während der Fahrt 
 

2.1 Sind Sie mit den Bestimmungen betreffend Lichtobligatorium und insbesondere mit den Ausnahmen einver-
standen (Art. 30 Abs. 1 und 2)? 

  JA  NEIN  keine Stellungnahme / nicht betroffen 

 Bemerkungen: 
Eine optimale Sichtbarkeit wäre auch für die Motorwagen und Motorräder sehr sinnvoll, die vor dem 1. Januar 
1970 erstmals zum Verkehr zugelassen wurden. Dafür spricht u.a., dass diese teilweise langsamer fahren als die 
neueren Fahrzeuge. Die Ausdehnung des Geltungsbereichs von Art. 30 Abs. 2 E-VRV auf diese Fahrzeuge könn-
te aber insbesondere bei den Fahrzeugen, die nur über eine «6 Volt Anlage» verfügen, zu technischen Schwierig-
keiten führen. Deshalb können wir uns mit der Beschränkung dieses neuen Lichtobligatoriums auf die Motorwagen 
und Motorräder, die ab dem 1. Januar 1970 erstmals zum Verkehr zugelassen wurden, einverstanden erklären. 
 

 
2.2 Sind Sie mit Artikel 30 Absatz 3 und insbesondere dem Verzicht auf die Benützung der Fernlichter innerorts 

einverstanden? 

  JA  NEIN  keine Stellungnahme / nicht betroffen 

 Bemerkungen: 
Durch den im neuen Absatz 3 vorgeschlagenen Verzicht auf die Benützung der Fernlichter innerorts würde die 
Verkehrssicherheit innerorts verschlechtert. So ist nicht jeder Ortsbeginn gut ausgeleuchtet. Zudem ist festzustel-
len, dass die Ortsbeschilderungen immer weiter hinausgeschoben werden. Hinzu kommt, dass in vielen Gemein-
den die Strassenbeleuchtung in der Nacht aus Energiespargründen ausgeschaltet wird. Auch im Ortsinnern kann 
es deshalb gerade bei geringem Verkehr durchaus sinnvoll sein, die Fernlichter kurz zu benützen (z. B. zum Aus-
leuchten der Fahrbahnränder betreffend Fussgängerinnen und Fussgänger). 
 

 
2.3 Sind Sie mit Artikel 30 Absatz 4 und insbesondere dem Verzicht auf die metermässige Festlegung der ma-

ximalen Sichtweite bei der Verwendung der Nebellichter und Nebelschlusslichter einverstanden? 

  JA  NEIN  keine Stellungnahme / nicht betroffen 

 Bemerkungen: 
Es sollte aber in einem zweiten Satz doch etwas näher umschrieben werden, wann die Sicht «erheblich» einge-
schränkt ist. Dies muss nicht unbedingt durch eine eigentliche Definition, sondern kann auch durch eine beispiel-
hafte Aufzählung vorgenommen werden. 
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3.  Sind Sie mit der Beleuchtungsregelung für abgestellte Fahrzeuge einverstanden (Art. 31)? 
  JA  NEIN  keine Stellungnahme / nicht betroffen 

 Bemerkungen: 
 
 
 

 
4.  Sind Sie mit Artikel 32, insbesondere damit, dass sowohl die Arbeitslichter als auch die Suchlampen nur 

verwendet werden dürfen, wenn sie für die entsprechende Tätigkeit unerlässlich sind, einverstanden?  
  JA  NEIN  keine Stellungnahme / nicht betroffen 

 Bemerkungen: 
 
 
 

 
5.  Sind Sie mit der Neuformulierung von Artikel 39 Absatz 2 einverstanden?  
  JA  NEIN  keine Stellungnahme / nicht betroffen 

 Bemerkungen: 
 
 
 

 
3. Änderung der Fahrlehrerverordnung (FV; SR 741.522) 
 
  Sind Sie mit den Änderungen der FV einverstanden? 

  JA  NEIN  keine Stellungnahme / nicht betroffen 

 Bemerkungen: 
 
 
 

 
4. Änderung der Verordnung über die Beförderung gefährlicher Güter auf der 
 Strasse (SDR; SR 741.621) 
 
 Sind Sie mit der Verschiebung des Alkoholverbots in die VRV und der Aufhebung des Artikels 10 Absatz 2 

einverstanden?  
  JA  NEIN  keine Stellungnahme / nicht betroffen 

 Bemerkungen: 
 
 
 

 
5. Änderung der Verordnung über die technischen Anforderungen an  Strassen-
fahrzeuge (VTS; SR 741.41) 
 
 Sind Sie mit den Anpassungen der VTS einverstanden? 
  JA  NEIN  keine Stellungnahme / nicht betroffen 

 Bemerkungen: 
Art. 211 Abs. 3 E-VTS: 
Hier kann im ersten Satz «..., ausgenommen kleine Stosskarren, ...» gestrichen werden, da die Ausnahmerege-
lung für kleine Stosskarren im letzten Satz ausdrücklich angeführt wird. 
 
 
 



   
FRAGEBOGEN 

9 / 9 
 

Art. 216 Abs. 1 E-VTS: 
Hier wird weiterhin ein nach hinten rot leuchtendes, ruhendes Licht vorgeschrieben. In der Praxis werden aber 
mehrheitlich blinkende Lichter verwendet. Aus Sicht der Verkehrssicherheit spricht nichts dagegen, dass hier die 
Vorschrift dieser Praxis angepasst wird. Bei den Elektro-Fahrrädern sollte eine feste Beleuchtung verlangt werden. 
 

 
6.  Änderung der Strassenverkehrskontrollverordnung (SKV; SR 741.013) 
 
 Sind Sie mit den Änderungen der SKV einverstanden? 

  JA  NEIN  keine Stellungnahme / nicht betroffen 

 Bemerkungen: 
 
 
 

 
7. Änderung der Ordnungsbussenverordnung (OBV; SR 741.031) 
 
1.  Sind Sie mit der Anpassung der OBV betreffend „Nichtmitführen des Fahrerqualifizierungsnachweises“ 

(Ziffer 100.7) einverstanden?  
  JA  NEIN  keine Stellungnahme / nicht betroffen 

 Bemerkungen: 
 
 
 

 
2.  Sind Sie mit den Anpassungen der OBV betreffend „Fahren ohne Licht tagsüber“ und "Fahren mit Tag-

fahrlicht" (Ziffern 323.1 und 324) einverstanden? 
  JA  NEIN  keine Stellungnahme / nicht betroffen 

 Bemerkungen: 
 
 
 

 
8. Änderung der Verkehrsversicherungsverordnung (VVV; SR 741.31) 
 
  Sind Sie mit den Änderungen der VVV einverstanden? 

  JA  NEIN  keine Stellungnahme / nicht betroffen 

 Bemerkungen: 
 
 
 

 
9. Änderung der Weisungen vom 19. März 2002 über besondere Markierungen 
 auf der Fahrbahn 
 
 Sind Sie mit der Änderung der Weisungen (Ziff. 5a) einverstanden? 

  JA, aber  NEIN  keine Stellungnahme / nicht betroffen 

 Bemerkungen: 
Die Möglichkeit, Radstreifen an spezifischen Gefahrenstellen einfärben zu können, wird begrüsst. Allerdings ist 
gemäss 5a.2 der Weisung das Einfärben von Rad-/Fusswegen sowie von Radwegen bei Ausfahrten von Privat-
grundstücken usw. nicht möglich. Dies ist zu bedauern, da sich oft an solchen Stellen gefährliche Situationen 
ergeben. 
Eine Ergänzung sollte hinsichtlich der Anforderung an die Griffigkeit der Einfärbung erfolgen. Eingefärbte Radstrei-
fen sollten die gleiche Griffigkeit aufweisen müssen wie die normalen Fahrbahnbeläge (FGSO-Norm SRT 65). 
 

 


